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Satzung des Hospiz-Vereins Bad Pyrmont e.V. 

Neufassung   
Beschluss der Mitgliederversammlung am 04. April 2024 

und Korrekturbeschluss des Vorstands vom 09. Oktober 2024 

Präambel 

Um die Leiden todkranker Menschen zu lindern und Sterbende in ihrer letzten Stunde nicht 
allein zu lassen, gründete die englische Krankenschwester, Ärztin und Sozialarbeiterin 
Cicely Saunders 1967 in London das „St. Christopher's Hospice“. 

Das Sterben sollte als ganzheitlicher, sozialer und zum Leben gehörender Prozess erfahren 
und akzeptiert werden. 

Aus diesem Grunde gibt es inzwischen weltweit stationäre sowie teilstationäre Hospize und 
ambulante Hospizdienste, Palliativstationen und viele weitere spezielle Angebote für 
Sterbende sowie deren An- und Zugehörige. 

Unser Anliegen ist es, in Bad Pyrmont und Umgebung einen Beitrag zu leisten und  
- ergänzend zu den ambulanten pflegerischen und ärztlichen Diensten sowie zur    
   spirituellen Betreuung psychosoziale Sterbebegleitung anzubieten 
- das Sterben zuhause zu ermöglichen, indem wir Sterbende sowie ihre An- und  
   Zugehörigen in der letzten Lebensphase unterstützen 
- uns für Maßnahmen zur Linderung der Symptomlast (u.a. Schmerzen, Atemnot, Übelkeit,  
   Angst, Delir) einzusetzen 
- An- und Zugehörigen in der Trauer tröstende Nähe zu geben 
- den Verein in die Trägerschaft eines stationären Hospizes einzubinden und unterstützend  
   mit dem Hospiz zu kooperieren 

§ 1 
Name, Sitz und Geschäftsjahr 

Der Verein führt den Namen "Hospiz-Verein Bad Pyrmont“. Er ist in das Vereinsregister 
eingetragen.  

Der Sitz des Vereins ist Bad Pyrmont.  

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 
Zweck und Aufgaben des Vereins 

Der Hospiz-Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige 
Zwecke (Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und der öffentlichen 
Gesundheitspflege; Hospizarbeit) im Sinne der Abgabenordnung.  

Seine Aufgaben sind vor allem die psychosoziale Sterbebegleitung im Sinne der Präambel, 
der Charta zur Betreuung schwerstkranker und sterbender Menschen in Deutschland sowie 
auf Grundlage der Leitlinien des Deutschen Hospiz- und PalliativVerbandes, die Begleitung 
Trauernder, die Bewusstseinsbildung für die Anliegen der Hospizbewegung und 
Möglichkeiten der Palliativpflege und der palliativmedizinischen Versorgung, Bildungsarbeit 
in Schulen, Aufklärung in Fragen der persönlichen Vorsorge, auch im Sinne von Advance 
Care Planning. 
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Diese Ziele werden vor allem durch die Einrichtung eines ambulanten Hospizdienstes mit 
ehrenamtlich Begleitenden und möglichst beruflichen Koordinationsfachkräften, durch 
diverse Angebote der Trauerbegleitung (einzeln und/oder in Gruppen), durch Gestaltung 
von Unterrichtseinheiten in Schulen und Kindertageseinrichtungen, durch 
Informationsveranstaltungen, Vorträge, Exkursionen und Einzelgespräche sowie durch 
aktive Mitarbeit Ehrenamtlicher im stationären Hospiz angestrebt. 

Der Vereinszweck kann im Interesse einer optimalen stationären und/oder teilstationären 
Betreuung schwerstkranker und/oder sterbender Menschen ergänzend erfüllt werden 
durch die Beteiligung des Vereins an einer gemeinnützigen (Kapital-)Gesellschaft als 
Trägerin eines stationären oder/und teilstationären Hospizes. Durch den 
Gesellschaftsvertrag ist sicherzustellen, dass der Verein über die Kapitaleinlage hinaus nicht 
für Verluste der Gesellschaft haftet (Ausschluss einer Nachschusspflicht). Unberührt bleibt 
die Möglichkeit freiwilliger Leistungen aus dem Vermögen des Vereins zur Sicherung des 
Bestandes und Betriebes einer stationären / teilstationären Einrichtung. 

Der Hospiz-Verein ist bestrebt, mit bestehenden Organisationen der Hospizarbeit und 
Palliativversorgung, der Seelsorge sowie den jeweils zuständigen öffentlichen und privaten 
Stellen in Netzwerken zusammenzuarbeiten. 

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. 

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 3 
Mitgliedschaft 

Mitglied des Hospiz-Vereins kann jede natürliche oder juristische Person oder 
Personengesellschaft werden, die sich zu den Zielen des Vereins bekennt und für seinen 
Zweck sich einzusetzen bereit ist. 

Der Antrag auf Aufnahme in den Verein ist schriftlich an den Vorstand zu richten, der über 
die Aufnahme entscheidet.  

Die Mitgliedschaft endet 

durch Tod (natürliche Person) 
oder Auflösung / Löschung (juristische Person/Personengesellschaft) 

durch Ausschluss  

durch Austritt, der jederzeit – ohne Wahrung einer Frist – in Textform gegenüber dem 
Vorstand erklärt werden kann. 

Über den Ausschluss eines Mitgliedes (wegen rechtswidrigen Verhaltens oder aus 
sonstigem wichtigem Grund) entscheidet der Vorstand. Vor der Beschlussfassung ist dem 
Mitglied Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der Ausschluss ist dem Mitglied 
schriftlich bekanntzugeben. Das Mitglied ist berechtigt, gegen den Ausschluss innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung Widerspruch einzulegen. Über den Widerspruch 
entscheidet die Mitgliederversammlung mit einfacher Stimmenmehrheit. 

Mit dem Erlöschen der Mitgliedschaft verlieren das Mitglied bzw. dessen Rechtsnachfolger 
jegliche Ansprüche an den Verein. 



3 

 

§ 4 
Mitgliedsbeitrag 

Der Mitgliedsbeitrag wird als jährlich zu zahlender Mindestbeitrag durch die 
Mitgliederversammlung festgesetzt. 

Das Mitglied soll dem Verein ein SEPA-Lastschriftmandat erteilen. Wird ein 
Lastschriftmandat nicht erteilt, ist der Beitrag bargeldlos bis zum 31. März eines jeden 
Jahres zu entrichten. 

Auf begründeten Antrag kann der Vorstand beschließen, den Beitrag ganz oder teilweise zu 
erlassen. 

§ 5 
Organe des Vereins 

Die Organe des Vereins sind: 

1. die Mitgliederversammlung  

2. der Vorstand  

Jedes Vorstandsmitglied vertritt den Verein einzeln. 

Bei Rechtsgeschäften über einem Wert von 1.000 (eintausend) EURO vertreten zwei 
Vorstandsmitglieder den Verein gemeinsam. 

§ 6 
Mitgliederversammlung 

Die ordentliche Mitgliederversammlung findet alljährlich statt.  

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung wird einberufen, wenn der Vorstand es 
beschließt oder wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder unter Angabe des Zwecks und 
der Gründe es schriftlich beantragen. 

Die Einladung hat mit Frist von zwei Wochen unter Angabe der Tagesordnung schriftlich zu 
erfolgen. Mitglieder, die dem Vorstand eine E-Mail-Adresse mitteilen, können 
rechtswirksam per E-Mail eingeladen werden. Die Einladung ist wirksam unter Verwendung 
der letzten bekannten Adresse.  

Die Mitgliederversammlung beschließt über 

a) Genehmigung des Tätigkeitsberichts des Vorstands 

b) Entlastung des Vorstandes 

c) Wahl von zwei Rechnungsprüfern 

d) Wahl des Vorstandes 

e) Höhe der Mitgliedsbeiträge 

f) Änderung der Satzung 

g) Anträge von Mitgliedern / Vorlagen des Vorstandes 

h) Auflösung des Vereins 
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Die Tagesordnung kann durch Beschluss mit einfacher Stimmenmehrheit erweitert werden; 
ausgenommen sind die Befassung mit der Änderung der Satzung und der Auflösung des 
Vereins.  

Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist - ungeachtet der Anzahl 
anwesender Mitglieder - stets beschlussfähig. Sie beschließt mit einfacher 
Stimmenmehrheit, soweit diese Satzung oder ein Gesetz nichts anderes regelt. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das von der / dem Vorsitzenden zu ziehende Los. 

Ein Beschluss über die Änderung der Satzung bedarf der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen, zu denen auch Stimmenthaltungen zählen.  

Ein Mitglied kann sich durch ein anderes Mitglied vertreten lassen. Die Bevollmächtigung 
muss schriftlich erfolgen. Eine einzelne Person darf durch höchstens fünf Mitglieder 
bevollmächtigt werden. 

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das von 
der / dem Vorsitzenden bzw. der Sitzungsleiterin / dem Sitzungsleiter und der 
Schriftführerin / dem Schriftführer zu unterzeichnen ist. 

In der eigens zu diesem Zweck einzuberufenden Versammlung, in der über die Auflösung 
des Vereins beschlossen werden soll, ist die Anwesenheit von mindestens der Hälfte der 
Mitglieder erforderlich, die mit der Hälfte der gültigen abgegebenen Stimmen beschließen. 
Mit der Entscheidung über die Auflösung bestimmt die Mitgliederversammlung auch den 
Liquidator.  

Die Mitgliederversammlung kann teilweise in elektronischer Form (zum Beispiel als 
Videokonferenz) abgehalten werden. Bei nicht öffentlichen Abstimmungen ist der Einsatz 
eines zertifizierten technischen Systems erforderlich, das die Nichtöffentlichkeit 
gewährleistet. 

Beschlüsse, die die Mitgliederversammlung zu fassen hat, sind auch im schriftlichen 
Verfahren zulässig. Voraussetzung für einen gültigen Beschluss ist, dass alle Mitglieder 
unterrichtet werden, mindestens die Hälfte der Mitglieder an der Abstimmung teilnimmt 
und die erforderliche Mehrheit erreicht wird. 

§ 7 
Der Vorstand 

Die Mitgliederversammlung wählt den Vorstand, der aus fünf Mitgliedern besteht: 

a) der/dem Vorsitzenden 

b) der/dem stellvertretenden Vorsitzenden 

c) der Schriftführerin / dem Schriftführer 

d) der/dem Finanzverantwortlichen 

e) einer Beisitzerin / einem Beisitzer. 

Die Vorstandsmitglieder verwalten ihre Ämter unentgeltlich; Auslagen werden ersetzt. 

Der Vorstand wird auf die Dauer von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. 

Bei vorzeitigem Ausscheiden kann der Vorstand eine Nachfolgerin / einen Nachfolger für 
den Rest der Wahlperiode berufen.  
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Der Vorstand besorgt die Geschäfte des Vereins, entscheidet in Angelegenheiten, die nicht 
ausdrücklich der Mitgliederversammlung vorbehalten sind und wacht über die Einhaltung 
des Vereinszwecks. 

Der Vorstand kann zwecks Unterstützung seiner Arbeit ein beratendes Gremium (Beirat) 
einsetzen.  

Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

Die / Der Vorsitzende beruft und leitet die Sitzungen des Vorstandes, die auch als Telefon- 
oder Videokonferenz durchgeführt werden können. 

Der Vorstand fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme der / des Vorsitzenden. 

Zur Fassung gültiger Beschlüsse ist die Anwesenheit von mindestens drei Mitgliedern des 
Vorstandes erforderlich. 

Über die Beschlüsse sind Protokolle aufzunehmen, die von der jeweils die Verhandlung 
leitenden sowie das Protokoll erstellenden Person zu unterzeichnen sind. 

Außerhalb von Sitzungen sind Abstimmungen in elektronischer Form (E-Mail / Chat), 
schriftlich oder in Textform, oder telefonisch zulässig. Der Beschluss ist mit mindestens drei 
Stimmen zu fassen, in angemessener Form zu dokumentieren und durch die / den 
Vorsitzenden zu unterzeichnen.   

 

§ 8 
Ehrenamtliche Tätigkeit / Beschäftigte 

Die Aufgaben der Sterbebegleitung und der Trauerbegleitung sowie die weiteren zur 
Erfüllung des Vereinszwecks gebotenen Tätigkeiten durch Mitglieder des Vereins werden 
grundsätzlich ehrenamtlich geleistet.  

Zur Vorbereitung der Ehrenamtlichen sowie zur Koordination der Einsätze können 
Koordinationsfachkräfte im Sinne des § 39a Absatz 2 SGB V oder einer etwaigen neueren 
Vorschrift in Verbindung mit den einschlägigen Vereinbarungen des Deutschen Hospiz- und 
PalliativVerbandes / des Hospiz- und PalliativVerbandes Niedersachsen mit den 
Krankenkassen angestellt werden. 

Darüber hinaus ist die entgeltliche Beschäftigung von Mitarbeitenden in der 
Vereinsverwaltung und Dokumentation der Begleitungen sowie zur Unterstützung der 
Koordinationsfachkräfte zulässig.  

§ 9 
Auflösung des Vereins 

Im Falle der Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen des Vereins an die AGAPLESION HAUS BETHESDA HOSPIZ gGmbH, Bad Pyrmont, 
ggf. an einen Rechtsnachfolger in der Trägerschaft eines stationären / teilstationären 
Hospizes in Bad Pyrmont, die bzw. der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, 
mildtätige Zwecke zu verwenden hat. 

§ 10 
Ermächtigung 
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Der Vorstand ist ermächtigt, eventuelle Beanstandungen des Registergerichtes und des 
Finanzamtes zur Erlangung einer rechtmäßigen Satzung durch Ergänzung oder Änderung zu 
beheben. 

§ 11 
Schlussbestimmungen / Inkrafttreten 

Die Satzung des Vereins wurde erstmalig am 21. November 1994 in Bad Pyrmont errichtet 
und mehrfach geändert. 

Diese Neufassung wurde durch die Mitgliederversammlung am 04. April 2024 beschlossen 
und aufgrund der Zwischenverfügung des Registergerichts Amtsgericht Hannover durch 
Beschluss des Vorstands geändert. 

Die Neufassung der Satzung und tritt am Tag nach der Eintragung ins Vereinsregister in 
Kraft. 

Bad Pyrmont, den 04. April 2024 / 09. Oktober 2024 

Hospiz-Verein Bad Pyrmont e.V. 

Der Vorstand 

 

 

Nicole Lödige          Maren Meier         Melanie Mehring        Gert Klaus 

 


